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Zusammenfassung  
 
Für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf des CSRD-Umsetzungsgesetzes 
Stellung zu nehmen, bedanken wir uns ausdrücklich. Die deutschen Versicherer 
haben von Beginn an die Entwicklung der Richtlinie (EU) 2022/2464, der Corporate 
Sustainability Reporting Directive (CSRD), unterstützt. Versicherer haben auf-
grund ihrer Doppelrolle ein besonderes Interesse an der Regulatorik der Nach-
haltigkeitsberichterstattung. Als Investoren und Risikoträger sind sie zugleich Nut-
zer und Ersteller von Nachhaltigkeitsberichten – und damit in besonderem Maße 
von den neuen Vorgaben betroffen.  
 
Wir befürworten das im Referentenentwurf angekündigte Vorhaben der Bundesre-
gierung, sich in Brüssel für eine zügige Verabschiedung der im Omnibus-Verfah-
ren vorgesehenen Änderungen an den EU-Vorschriften einzusetzen, damit 
diese noch im laufenden Gesetzgebungsverfahren zur CSRD-Umsetzung berück-
sichtigt werden können. Besonders positiv ist die vorgesehene Befreiung von Un-
ternehmen mit 501 bis 1.000 Beschäftigten von der Berichterstattung für die 
Jahre 2025 und 2026. Damit wird vermieden, dass Unternehmen für nur kurze Zeit 
in die Berichtspflicht fallen, sollte der Anwendungsbereich der CSRD auf EU-
Ebene reduziert werden. Zudem begrüßen wir, dass der Entwurf die „Stop-the-
clock-Regelung“ aufgreift, die bestimmten Unternehmensgruppen eine Berichts-
pause gewährt.  
 
Die Zielsetzung, die CSRD 1:1 in nationales Recht zu überführen, unterstützen wir 
ausdrücklich. Insbesondere die uneingeschränkte Übernahme der sog. Konzern-
klausel für Versicherer im HGB-E ist positiv hervorzuheben (Abschnitt 1). Auch 
die Klarstellung, dass der Pensions-Sicherungs-Verein VVaG (PSVaG) von der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung befreit ist sowie die Bereinigung überschießender 
Vorgaben aus dem Referentenentwurf 2024, etwa im Bereich der Übergangsrege-
lung für die Erstanwendung oder die Unterrichtung der Arbeitnehmervertreter be-
fürworten wir ausdrücklich. 
 
Weiteren Anpassungs- bzw. Diskussionsbedarf sehen wir u.a. bei folgenden 
Themen: 
 
Verortung der Formatvorgaben (Abschnitt 2): Der für die Digitalisierung der Be-
richte bewährte Offenlegungsansatz sollte in Analogie zur bisherigen Umsetzung 
der ESEF-Verordnung im § 328 HGB geregelt werden. 
 
Pragmatische Lösungen für die Bestellung des Prüfers (Abschnitt 3): Die Not-
wendigkeit einer separaten Bestellung des Prüfers für den Nachhaltigkeitsbericht 
sollte durch den Grundsatz der Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts durch den 
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Abschlussprüfer (sog. Opt-out-Lösung) ersetzt werden; damit könnte auch die 
Übergangsregelung zur Bestellung des Prüfers des Nachhaltigkeitsberichts entfal-
len.  
 
Abschaffung der LkSG-Berichtspflicht (Abschnitt 4): Der Koalitionsvertrag der 
Regierungsparteien kündigt eine unmittelbare und komplette Abschaffung der 
LkSG-Berichtspflicht an. Das vorliegende Gesetzgebungsverfahren sollte zum An-
lass genommen werden, diese zu begrüßende Ankündigung schnellstmöglich um-
zusetzen. 
 
Comply-or-explain“-Ansatz für Übergangspläne (Abschnitt 5): Der „comply-or-
explain“-Ansatz aus den Europäischen Sustainability Reporting Standards (ESRS) 
für die Berichterstattung über die Übergangspläne sollte in der Gesetzesbegrün-
dung des Referentenentwurfs verankert und die Formulierung in § 289c Absatz 2 
HGB-E an den Wortlaut der deutschen Fassung der CSRD angepasst werden. 
 
Für das weitere Verfahren wäre ferner sehr wichtig, dass die Transparenz über 
den Zeitplan für die erwartete Verabschiedung und das Inkrafttreten des Umset-
zungsgesetzes besteht. Hilfreich wäre eine Klarstellung, dass die neuen Pflichten 
nicht rückwirkend für das Geschäftsjahr 2025 angewendet werden. Eine rück-
wirkende Anwendung würde den Prüfungsprozess und die Prüferbestellung erheb-
lich belasten. Rechtssicherheit sollte daher frühzeitig geschaffen werden. 
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1. Konzernklausel uneingeschränkt behalten 
 
Der Referentenentwurf strebt eine 1:1-Umsetzung der Vorgaben der CSRD in na-
tionales Recht an. Das trifft auch auf die in der CSRD vorgesehenen Befreiung 
eines Tochterunternehmens von der CSRD-Berichtspflicht zu, sofern es Teil des 
konsolidierten Lageberichts des Mutterunternehmens ist (sog. Konzernklausel). 
Die Umsetzung der Konzernklausel erfolgt im HGB-E zutreffend dreidimensional: 
für Tochterunternehmen, Mutterunternehmen von Teilkonzernen und oberste Mut-
terunternehmen für ihren jeweiligen eigenen Lagebericht. 
 
Für die deutschen Versicherer ist die Beibehaltung der Konzernklausel von beson-
derer Bedeutung, da aufgrund der rechtlich verankerten Spartentrennung die Un-
ternehmen in Versicherungsgruppen organisiert sind. Diese bestehen aus separa-
ten, spartenspezialisierten Unternehmenseinheiten wie beispielsweise der Le-
bens- oder der Sachversicherung. Dabei bleiben sowohl Steuerungsfunktionen als 
auch Berichtsprozesse auf Gruppenebene zentralisiert. Das gilt unter anderem 
auch für Investitionsentscheidungen und den Umgang mit Nachhaltigkeitsrisiken.  
 
Eine unzureichende Umsetzung der Konzernklausel hätte bedeutet, dass sich die 
Anzahl der veröffentlichten Nachhaltigkeitsberichte vervielfacht - ohne inhaltlichen 
Mehrwert. Weder Investoren noch Verbraucher hätten von solch einem Reporting-
Overload profitiert, da die Einzelberichte der gruppenzugehörigen Unterneh-
men sehr ähnliche, wenn nicht sogar identische Angaben beinhalten würden. 
Der Aufwand für die Erstellung, Abstimmung und Prüfung der Berichte durch die 
Abschlussprüfer hätte in keinem Verhältnis zum Nutzen der Berichterstattung ge-
standen und hätte die Akzeptanz der Regelungen negativ beeinträchtigt. 
 
Die deutschen Versicherer begrüßen daher ausdrücklich, dass der Referentenent-
wurf die Anwendungsmöglichkeit der Konzernklausel für Versicherungsun-
ternehmen uneingeschränkt nach der CSRD übernommen hat (§§ 341a Ab-
satz 2a Satz 3 und 341j Absatz 2a Satz 4 HGB-E). Im Sommer 2020 ist mit dem 
Finanzmarktintegritätsstärkungsgesetz im Handelsrecht verankert worden, dass 
nahezu alle Versicherer Unternehmen von öffentlichem Interesse (Public Interest 
Entities, PIEs) sind. Gleichzeitig schränkt der Artikel 40 der EU-Bilanzrichtline Be-
freiungen für PIEs ein. Demnach müssen Befreiungen für PIEs immer explizit ge-
nannt werden. In diesem Kontext hat der europäische Gesetzgeber die Anwen-
dungsmöglichkeit der Konzernklausel für PIEs für die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung über die Artikel 19a Absatz 10 und Artikel 29a Absatz 9 der EU-Bilanzrichtline 
ausdrücklich geregelt. Dem ist der deutsche Gesetzgeber gefolgt. 
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2. Offenlegungsansatz für Formatvorgaben verankern 
 
Der Referentenentwurf setzt über §§ 289g und 315e HGB-E die Vorgabe des Ar-
tikel 29d der EU-Bilanzrichtlinie um:  
 

- Nach §§ 289g Satz 1 Nummer 1 und § 315e Satz 1 Nummer 1 HGB-E ist 
der (Konzern-)Lagebericht von den betroffenen Unternehmen gemäß Arti-
kel 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 (European Single Electro-
nic Format-Verordnung, ESEF-Verordnung) im XHTML-Format aufzustel-
len.  

- Nach §§ 289g Satz 1 Nummer 2 und § 315e Satz 1 Nummer 2 HGB-E ist 
der Nachhaltigkeitsbericht gemäß der ESEF-Verordnung auszuzeichnen 
(sog. Tagging).  

 
Es ist wichtig, dass den Unternehmen nicht vorgeschrieben wird, wie die Digitali-
sierungsvorgaben unternehmensintern und prozessual umzusetzen sind. Den be-
troffenen Unternehmen sollte zur Umsetzung der neuen Formatvorgaben so viel 
Freiraum wie möglich gegeben werden und damit auch die Chance, unterneh-
mensindividuelle Ansätze finden zu können. Eine Möglichkeit, dieses Ziel zu errei-
chen, bestünde darin, dass der Gesetzgeber die Formatanforderungen nicht über 
die §§ 289g und 315e HGB-E definiert, wie im Referentenentwurf vorgeschlagen. 
Stattdessen sollte der Gesetzgeber die Formatvorgaben im § 328 HGB zu „Form, 
Format und Inhalt der Unterlagen bei der Offenlegung, Veröffentlichung und Ver-
vielfältigung“ verankern; in Analogie zur bisherigen Umsetzung der ESEF-Verord-
nung. Aus Sicht der deutschen Versicherer hat sich der Offenlegungsansatz be-
währt. 
 
Mit dem Anknüpfen der Formatvorgaben für die Nachhaltigkeitsberichte an die Of-
fenlegungsvorschriften sehen die Versicherer die Chance, dass den betroffenen 
Unternehmen die nötige Zeit eingeräumt wird, sich an die neuen Vorgaben 
zum digitalen Format zu gewöhnen. Zugleich kann die Erfüllung der neuen 
Nachhaltigkeitsberichtspflichten an die etablierten Prozesse in den Unterneh-
men anknüpfen, ohne diese verändern zu müssen. Gleichzeitig ermöglicht der 
Offenlegungsansatz den bereits unter die ESEF-Verordnung fallenden Emittenten, 
die Einheitlichkeit der unternehmensinternen Berichtswege- und Validie-
rungsprozesse zu gewährleisten. Ein abweichendes Vorgehen würde unnötige 
Disruption für die etablierten Prozesse bedeuten, ohne einen Nutzen für den ex-
ternen Berichtsadressaten zu generieren.  
 
Des Weiteren muss berücksichtigt werden, dass zwar die neuen Formatvorga-
ben mit der CSRD-Berichtspflicht direkt greifen. Allerdings wird die Europäische 
Kommission den Delegierten Rechtsakt für eine XBRL-Taxonomie für die bran-
chenübergreifenden ESRS absehbar nicht vor dem Inkrafttreten des 
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Umsetzungsgesetzes verabschieden können. Aus diesem Grund sollte in den Ge-
setzentwurf eine Klarstellung aufgenommen werden, dass die neuen Formatvor-
gaben erst nach der Vorlage der Taxonomie Anwendung finden. Ferner sollte eine 
angemessene Übergangsfrist vorgesehen werden, damit allen Unternehmen die 
nötige Vorbereitungszeit eingeräumt wird. 
 
3. Bestellung des Prüfers pragmatisch gestalten 
 

3.1 Opt-out-Lösung 
 
Der Referentenwurf sieht in § 324d HGB-E weiterhin vor, dass Unternehmen den 
Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts künftig explizit und separat neben dem 
Prüfer des Jahresabschlusses (einschließlich des Lageberichts) durch die Haupt-
versammlung/Gesellschafterversammlung bestellen lassen. Lediglich für Ge-
schäftsjahre, die vor dem 1. Januar 2026 beginnen, gilt gem. § 96 Absatz 2 EG-
HGB-E und § 97 Absatz 2 EGHGB-E der Jahresabschlussprüfer als bestellt für die 
Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts, sofern kein Prüfer des Nachhaltigkeitsbe-
richts bestellt worden ist. Es ist nicht nachvollziehbar, warum dieses Verfahren le-
diglich für die angegebenen Geschäftsjahre anwendbar sein sollte. Ein Mehrwert 
durch die beabsichtigte Doppelbestellung ist nicht ersichtlich.  
 
Auch wird der Referentenentwurf in der Praxis zu erheblichen Auslegungs-
schwierigkeiten führen. Der Referentenentwurf sieht keine Anpassung an § 316 
Absatz 1 HGB vor. Nach dieser Vorschrift ist aber der Jahresabschluss und der 
Lagebericht (der Nachhaltigkeitsbericht wird als Ergänzung Teil des Lageberichts) 
durch den Abschlussprüfer zu prüfen. Die in § 317 Absatz 2 HGB-E vorgesehene 
Änderung schafft hier keinen Mehrwert, erhöht aber im Gegensatz die Unsicher-
heiten bei Anwendern.  
 
Wir plädieren daher dafür, dass der Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts nicht zwin-
gend gesondert zu bestellen sein sollte. Ausreichend wäre hierfür, den Grundsatz 
der Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts durch den Abschlussprüfer mit einer ent-
sprechenden Opt-out-Lösung zu schaffen. Eine solche Opt-out-Lösung ließe sich 
beispielsweise in Parallele zu § 318 Absatz 2 Satz 1 HGB durch eine Änderung 
von § 324e Absatz 2 HGB-E umsetzen. In diesem Fall würde sich auch die 
§ 96 Absatz 2 EHGB-E und § 97 Absatz 2 EHGB-E enthaltene Übergangsregelung 
zur Bestellung des Prüfers des Nachhaltigkeitsberichts nach Artikel 2 zu den Än-
derungen des Einführungsgesetzes zum HGB erübrigen (siehe dazu nächster Un-
terabschnitt). 
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3.2 Übergangsregelung zur Bestellung 
 
In Artikel 2 zu § 96 Absatz 2 EGHGB-E heißt es: 
 
„Als Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts […] der sich auf ein Geschäftsjahr bezieht, 
das vor dem 1. Januar 2025 beginnt, gilt, wenn der Prüfer des Jahresabschlusses 
vor dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 32 Absatz 1 dieses 
Gesetzes] bestellt wurde […], der Prüfer als bestellt, der für die Prüfung des Jah-
resabschlusses bestellt worden ist […]“. 
 
Eine analoge Regelung findet sich auch in § 97 Absatz 2 EGHGB-E. 
 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes dürfte für Gesellschaften zum Zeit-
punkt der Festlegung der Tagesordnung ihrer Hauptversammlung/Gesellschafter-
versammlung und damit zum Zeitpunkt der Entscheidung über einen etwaigen Vor-
schlag zur Bestellung eines Prüfers des Nachhaltigkeitsberichts nicht absehbar 
sein. Selbst zum Zeitpunkt der Einberufung im Bundesanzeiger ist dies, zumindest 
derzeit, nicht klar ersichtlich. Es führt daher zu unnötigen Rechtsunsicherhei-
ten. Diese ließen sich dadurch vermeiden, dass die Übergangsregelung für 
alle Fälle gilt, in denen ein Prüfer des Jahresabschlusses für vor dem 1. Ok-
tober 2025 beginnende Geschäftsjahre bestellt wurde. Wie bereits in Kapitel 
3.1 dargestellt wäre die ideale Lösung unseres Erachtens jedoch eine dauerhafte 
Opt-Out Lösung, wodurch die Regelung des § 96 Abs. 2 EGHGB-E und § 97 Abs. 
2 EGHGB-E ersatzlos entfallen könnte. 
 
4. Für Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz schnell Rechtssicherheit 

schaffen 
 
Anders als der zum Ende der vorangegangenen Legislaturperiode eingebrachte 
Gesetzentwurf zur Umsetzung der CSRD sieht der vorliegende Referentenentwurf 
keine Änderung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG) mehr vor. 
Seinerzeit sollte zur Vermeidung doppelter bzw. gleichgelagerter Berichtspflichten 
eine Ersetzungsbefugnis in § 10 LkSG verankert werden. Der Koalitionsvertrag der 
Regierungsparteien geht jetzt noch einen Schritt weiter, indem eine „unmittelbare 
und komplette Abschaffung“ der Berichtspflicht nach dem LkSG ankündigt wird. 
Diese Ankündigung sollte bereits im Rahmen dieses Gesetzgebungsverfahrens 
umgesetzt werden. Ein weiteres Abwarten ist für die betroffenen Unternehmen im 
Interesse der Rechtssicherheit nicht zumutbar. Derzeit können sich diese Un-
ternehmen nur auf die Verlautbarung des Bundesamtes für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle berufen, der zufolge erstmalig zum Stichtag 1.Januar 2026 das Vor-
liegen der LkSG-Berichte sowie deren Veröffentlichung geprüft wird. Dieser unbe-
friedigende Schwebezustand sollte schnellstmöglich durch eine klare gesetzli-
che Regelung beendet werden. 
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5. Flexibilität bei Übergangsplänen bewahren 
 
Die Vorgaben zum Inhalt des (Konzern-)Nachhaltigkeitsberichts werden in 
§§ 289c Absatz 2 und 315c Absatz 1 HGB-E geregelt. Im § 289c Absatz 2 Nummer 
1 HGB-E wird eine kurze Beschreibung von Geschäftsmodell und Strategie des 
Unternehmens gefordert. Unter Nummer c) wird ergänzt, dass hierzu die Bericht-
erstattung über Investitions- und Finanzpläne, wie das Unternehmen das 1,5-
Grad-Ziel erreichen möchte (sog. Transitionspläne), gehört. Im § 289c Absatz 6 
Satz 1 HGB-E und in der Begründung des Referentenentwurfs (Seite 131) wird 
klargestellt, dass die Details der Berichtsinhalte nach § 289c Absatz 2 HGB-E 
durch die European Sustainability Reporting Standards (ESRS) konkretisiert wer-
den.  
Die entsprechende Konkretisierung in den ESRS ist in der „Angabepflicht E1-1 – 
Übergangsplan für den Klimaschutz“ nach dem ESRS E1 zu finden. Unter den 
Textziffern 14 bis 16 heißt es sinngemäß, dass ein Unternehmen seinen Über-
gangsplan für den Klimaschutz anzugeben hat. Ziel der Angabepflicht ist es, dem 
Lesenden das Verständnis zu geben, inwiefern die Strategie und das Geschäfts-
modell des Unternehmens im Einklang mit dem 1,5-Grad-Ziel steht. Unter der 
Textzimmer 16h wird auch die Finanzplanung des Unternehmens einbezogen. Al-
lerdings soll ein Unternehmen einen solchen Übergangsplan gemäß Textziffer 17 
nur dann angeben, wenn es über einen Übergangsplan verfügt. Sollte das Unter-
nehmen nicht über einen Übergangsplan verfügen, reicht der Hinweis, ob und ge-
gebenenfalls, wann es einen Übergangsplan annehmen wird (sog. „comply-or-
explain“-Ansatz). 
 
Die zentrale Klarstellung, dass der Angabepflicht über Übergangspläne der „com-
ply-or-explain“-Ansatz zugrunde liegt, erfolgt damit erst auf der Ebene der ESRS. 
Um Rechtssicherheit zu schaffen und den Auslegungsspielraum so gering wie 
möglich zu halten, schlagen wir vor, den „comply-or-explain“-Ansatz aus den 
ESRS in der Gesetzesbegründung (Referentenentwurf, Seite 131) zu verankern. 
 
Des Weiteren sollte die Formulierung im § 289c Absatz 2 HGB-E an den Wort-
laut der deutschen Fassung der CSRD angepasst werden. In Artikel 29a Ab-
satz 2 der EU-Bilanzrichtlinie heißt es: „Die in Absatz 1 genannten Informationen 
umfassen Folgendes […]“. § 289c Absatz 2 HGB-E fordert dagegen: „Im Nachhal-
tigkeitsbericht nach Absatz 1 sind folgende Angaben zu machen […]“. Diese For-
mulierung wurde zwar im Vergleich zum Referentenentwurf aus dem Jahr 2024 
bereits angepasst, stellt jedoch weiterhin eine Verschärfung gegenüber der For-
mulierung der CSRD dar und höhlt den Wesentlichkeitsgedanken aus. 
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6. Proportionalität wahren 
 
Die deutschen Versicherer unterstützen die im aktuellen Referentenentwurf antizi-
pierten Omnibus-Vorschläge der Europäischen Kommission (COM (2025) 81 fi-
nal), insbesondere die vorgeschlagenen Schwellenwerte zur Anpassung des 
Anwendungsbereichs der CSRD. Diese sehen vor, dass die Berichtspflichten erst 
für Unternehmen mit mehr als 1.000 Mitarbeitenden und entweder einem Umsatz 
von über 50 Mio. Euro oder einer Bilanzsumme von über 25 Mio. Euro gelten. 
Diese Schwellenwerte stellen einen angemessenen und pragmatischen Ansatz 
dar, da sie die Berichtspflichten auf tatsächlich große Unternehmen fokussieren 
und zugleich unnötige administrative Belastungen für kleinere und mittlere Unter-
nehmen (KMU) reduzieren. 
 
Besonders erfreulich ist, dass der Referentenentwurf vorsieht, Unternehmen der 
sogenannten Welle 1 mit 501 bis 1.000 Beschäftigten für die Geschäftsjahre 2025 
und 2026 von der CSRD-Berichterstattung zu befreien. Damit soll verhindert wer-
den, dass diese Unternehmen nur für wenige Jahre berichtspflichtig werden, falls 
auf EU-Ebene eine Reduktion des Anwendungsbereichs der CSRD beschlossen 
wird. 
 
Darüber hinaus entfallen durch die Berücksichtigung der Omnibus-Vorschläge im 
Referentenentwurf die bisherigen Übergangsregelungen und Erleichterungen für 
kleine und nicht komplexe Versicherungsunternehmen (Small and Non-Complex 
Undertakings – SNCUs) im Rahmen der Solvency II-Richtlinie, da die Entlastungen 
für kleine und mittlere Unternehmen bereits umfassend umgesetzt werden. 
 
Sollten die Omnibus-Vorschläge nicht rechtzeitig verabschiedet werden, sodass 
eine Umsetzung in nationales Recht nicht im laufenden Gesetzgebungsverfahren 
möglich ist, wären aus unserer Sicht folgende Maßnahmen notwendig, um die Be-
sonderheiten der deutschen Versicherungswirtschaft besser zu berücksich-
tigen: 
 

1. Kleine und nicht komplexe Versicherungsunternehmen (Small and Non-
Complex Insitututions – SNCU) sollten bei den Übergangsregelungen be-
rücksichtigt werden. Hierzu sollte in Artikel 2 zum Art. 96 des EGHGB-E 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und in Artikel 2 zum Art. 96 des EGHGB-E 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 wie folgt geändert werden (siehe Streichung 
und Unterstreichung): 

 
„kein firmeneigenes Versicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 13 
Nummer 2 der Richtlinie 2009/138/EG in der Fassung vom 27. November 
2024 und kein firmeneigenes Rückversicherungsunternehmen im Sinne 
des Artikels 13 Nummer 5 der Richtlinie 2009/138/EG in der Fassung vom 
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27. November 2024 sind und kein kleines und nicht komplexes Versiche-
rungsunternehmen im Sinne des Artikels 13 Nummer 10a der Richtlinie 
2009/138/EG sind.“ 

 
Darüber hinaus ist die gleiche Änderung auch in Artikel 16 Nr. 7 zu § 144 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 WpHG-E zu verankern, um auch hier eine Über-
gangsregelung bei der Finanzberichterstattung für den Jahresfinanzbericht 
von Inlandsemittenten für kleine und nicht komplexe Versicherungsunter-
nehmen zu erreichen. 

 
2. Die Bundesregierung sollte ferner prüfen, welche Möglichkeiten sie hat, um 

proportionale Maßnahmen für kleine Versicherer im Referentenent-
wurf zu verankern. Auch innerhalb einer Versicherungsgruppe sollte 
es möglich sein, proportionale Lösungen anzuwenden. Bei der Umsetzung 
soll beachtet werden, dass grenzüberschreitend tätige Versicherungsgrup-
pen ihre internen Prozesse zur Aufarbeitung von Nachhaltigkeitsdaten (glo-
bal) ausrollen müssen. Das betrifft auch kleinere Tochtergesellschaften, die 
im Gruppenverbund eine nachgelagerte Rolle spielen. Zur Abbildung die-
ser Häuser sollte es auf der Gruppenebene möglich sein, mit pauschalen 
Annahmen bzw. Schätzungen zu arbeiten. 

 
7. Verordnungsermächtigungen nur in begründeten Fällen erlassen 
 
Mit dem Referentenentwurf ermächtigt sich das Bundesministerium der Justiz 
mehrfach, die jeweils genannten europäischen Rechtsakte (unter anderem zu den 
Europäischen Sustainability Reporting Standards, ESRS) durch Rechtsverordnun-
gen, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, näher zu bezeichnen 
(siehe unter anderem §§ 289c Absatz 6 Satz 2, 289d Satz 3, 289g Satz 2, 315c 
Absatz 2 und 315e Satz 2 HGB-E). 
 
Die Notwendigkeit dieser Verordnungsermächtigungen wird dabei nicht klar. 
So gelten die ESRS als delegierter Rechtsakt unmittelbar auch auf nationaler 
Ebene – der Bedarf an weiteren nationalen Konkretisierungen ist nicht erkennbar. 
Insgesamt ist die Nachhaltigkeitsberichterstattung allein schon durch die europäi-
schen Vorgaben sehr komplex. Durch Hinzufügen einer weiteren nationalen Ebene 
von Rechtsverordnungen besteht die Gefahr, dass die Komplexität in der Report-
ing-Landschaft noch weiter ansteigt und gleichzeitig die Akzeptanz der Regelun-
gen gefährdet wird.  
 
Aus diesen Gründen spricht sich die deutsche Versicherungswirtschaft dafür aus, 
dass genau geprüft werden sollte, an welchen Stellen im Referentenentwurf 
wirklich Bedarf für zusätzliche nationale Verordnungsermächtigungen besteht. So-
fern der Bedarf bestätigt wird, ist sicherzustellen, dass aufgrund der hohen 
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Komplexität, der aktuell bereits bestehenden europäischen Regulatorik in der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung keine Widersprüche über die nationale Ebene 
eingeführt werden. 
 
8. Rechtssicherheit durch klare Formulierungen erhöhen 
 
In dem Referentenentwurf finden sich zum Teil Formulierungen, die von denen der 
CSRD abweichen und dadurch Rechtsunsicherheit schaffen. In den nachfolgend 
genannten Fällen sollte die Rechtssicherheit erhöht werden, indem eine Umset-
zung möglichst nah am Wortlaut der CSRD erfolgt. 
 

8.1 Anwendung der ESRS 
 
Die Formulierung in § 289c Absatz 6 HGB-E („sind im Einklang mit den mit den 
nach Artikel 29b der Richtlinie 2013/34/EU in der Fassung vom 29. April 2024 an-
genommenen delegierten Rechtsakten“) unterscheidet sich vom Wortlaut der 
CSRD („sind gemäß den im Einklang mit Artikel 29b angenommenen Standards 
für die Nachhaltigkeitsberichterstattung“). Daraus können sich Auslegungsfragen 
ergeben – insbesondere, ob eine ESRS-konforme Berichterstattung automatisch 
auch die Anforderungen des HGB erfüllt oder ob zusätzliche nationale Berichts-
pflichten entstehen. So verweist § 289c Abs. 6 HGB-E zwar auf die ESRS, doch 
bleibt offen, ob dieser Verweis eine vollständige inhaltliche Gleichstellung bewirkt. 
Die abweichenden Begrifflichkeiten im HGB könnten daher zu einem erhöhten Ab-
stimmungsbedarf zwischen Unternehmen und prüfenden Stellen führen. 
 
Zur Klarstellung schlagen wir deshalb folgende Formulierung vor:  
 
„Die in den Absätzen 1 bis 5 genannten Angaben sind gemäß den im Einklang mit 
den nach Artikel 29b der Richtlinie 2013/34/EU angenommenen delegierten 
Rechtsakten zu Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung zu machen. 
Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, die in Satz 1 genannten 
Rechtsakte durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, näher zu bezeichnen.“  
 
Eine entsprechende Anpassung sollte auch in § 315c Abs. 1 Nr. 2 HGB-E erfolgen. 
 

8.2 Exposition gegenüber Aktivitäten mit Bezug zu Kohle, Öl und Gas 
 
Die Formulierung zur Exposition gegenüber Aktivitäten mit Bezug zu Kohle, Öl und 
Gas lautet in § 289c Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe c HGB-E „soweit vorhanden“, wäh-
rend die CSRD den Begriff „gegebenenfalls“ verwendet. Dies könnte so ausgelegt 
werden, dass im Referentenentwurf bei einer tatsächlichen Exposition berichtet 
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werden muss, während die CSRD eine offenere, wesentlichkeitsbasierte Aus-
legung zulässt. 
 
Um Interpretationsspielräume zu verringern und die angestrebte Entlastung der 
Unternehmen in der Praxis besser zu unterstützen schlagen wir vor, die Formulie-
rung der CSRD zu übernehmen und § 289c Absatz 2 Nr.1 Buchstabe c HGB-E wie 
folgt anzupassen: „… und gegebenenfalls die Exposition der Kapitalgesellschaft 
gegenüber Aktivitäten mit Bezug zu Kohle, Öl und Gas, …“ 
 

8.3 Einbindung der Arbeitnehmervertreter 
 
In § 289b Absatz 6 und § 315b Absatz 5 HGB-E findet sich jeweils die einleitende 
Formulierung „Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs [der Kapitalge-
sellschaft / des Mutterunternehmens] haben…“. Diese ist nach unserem Verständ-
nis, ebenso wie bei der jeweiligen Erklärung nach § 289h Absatz 1 HGB-E und 
§ 315f Absatz 1 HGB-E so zu verstehen, dass die Information und ebenso die an-
schließende Erörterung allen Vorstandsmitgliedern obliegt. Dies ist nicht nur for-
malistisch und unpraktikabel, sondern unseres Erachtens auch rechtlich nicht 
zwingend. Die Information hat lediglich eine dienende Funktion für den Austausch 
über den Nachhaltigkeitsbericht bzw. Konzernnachhaltigkeitsbericht, der gemäß 
Erwägungsgrund 52 der Richtlinie (EU) 2022/2464 CSRD mit der „zentralen Lei-
tung oder jeder anderen besser geeigneten Leitungsebene“ erfolgen kann. Diese 
Flexibilität sollte auch das nationale Umsetzungsgesetz gewähren, insbeson-
dere in Hinblick auf die angestrebte Vermeidung von „unverhältnismäßigen Büro-
kratielasten“ (siehe Seite 1 und Seite 120 Referentenentwurf). Um diese Flexibilität 
zu erreichen, schlagen wir vor, in § 289b Absatz 6 und § 315b Absatz 5 HGB-E mit 
folgender Formulierung einzuleiten Die Gesellschaft, handelnd durch das vertre-
tungsberechtigte Organ oder jede andere besser geeignete Leitungsebene, hat 
[…]“.  
 
9. Entkopplung von ESRS- und EU-Taxonomie Berichterstattung 
 
Während die Berichtsinhalte gem. § 289c HGB-E keine Angaben zur Taxonomie 
gem. Verordnung (EU) 2020/852 spezifizieren, wird in anderen Vorschriften, etwa 
zur Prüfung hierauf Bezug genommen, siehe unter anderem. §§ 324c Ab-
satz 1, 289b Abs. 3 Nr. 5 HGB-E. 
 
Um die Rechtssicherheit zu erhöhen, sollte der Gesamtkontext Berücksichtigung 
finden. Es sollte an geeigneter Stelle klargestellt werden, dass Angaben zur EU-
Taxonomie im Nachhaltigkeitsbericht zu veröffentlichen sind, sofern eine Angabe-
pflicht hierzu gemäß den Vorschriften der Taxonomie-VO und damit verbundener 
delegierter Rechtsakte gegeben ist. An dieser Stelle ist auch darauf hinzuweisen, 
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dass sich für Unternehmen, welche freiwillig gemäß den ESRS berichten aus 
ESRS 1 Tz. 113 keine zusätzliche Berichtspflicht ergibt. 
 
10. Anmerkungen zu den geplanten Anpassungen im Aktiengesetz 
 

10.1 Änderungen zum Prüfungsausschuss 
 
Der Referentenentwurf sieht Änderungen zum Prüfungsausschuss vor, insbeson-
dere in § 107 Absatz 3 Satz 2 AktG-E. Demnach kann der Aufsichtsrat einen Prü-
fungsausschuss bestellen, der sich mit den genannten Inhalten befasst. Es ist so-
mit zunächst eine optionale Regelung. Über § 107 Abs. 4 Satz 1 AktG werden 
diese Vorgaben für Unternehmen von öffentlichem Interesse verbindlich. So-
mit müssten alle Unternehmen von öffentlichem Interesse einen Prüfungsaus-
schuss oder einen gesonderten Nachhaltigkeitsprüfungsausschuss gemäß § 107 
Absatz 3 Satz 2 Nummer 4 AktG-E einrichten, der sich mit den in § 107 Absatz 3 
Satz 2 AktG-E beschriebenen Aufgaben befasst. 
 
Dies ist für ein Unternehmen von öffentlichem Interesse, das als Konzernoberge-
sellschaft fungiert und einen Konzernnachhaltigkeitsbericht erstellt, nachvollzieh-
bar, nicht jedoch für Unternehmen von öffentlichem Interesse, die – aufgrund von 
Befreiungsvorschriften im HGB – perspektivisch keine Berichterstattungspflicht 
trifft. Für diese sind interne Corporate-Governance-Vorgaben, die an die Nachhal-
tigkeitsberichterstattung anknüpfen und diese voraussetzen, überschießend. Ge-
rade für (Rück-)Versicherungsunternehmen, die häufig über viele Unternehmen 
von öffentlichem Interesse im Konzern verfügen, ist eine Klarstellung erforderlich. 
  
Ziel muss der Gleichlauf zwischen den Nachhaltigkeitsberichterstattungs-
pflichten nach HGB und den Aufgaben des Prüfungsausschusses oder ge-
sonderten Nachhaltigkeitsprüfungsausschusses nach AktG sein. Das heißt, 
nur sofern es eine Pflicht zur Nachhaltigkeitsberichterstattung der jeweiligen Ge-
sellschaft gibt, machen korrespondierende aktienrechtliche Anforderungen an Auf-
sichtsratsausschüsse Sinn. Eine entsprechende Akzessorietät klingt im Referen-
tenentwurf auch an, so heißt es in der Begründung zu Artikel 4 zur Änderung des 
Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz: „Die Anwendung der Regelungen des Ak-
tiengesetzes setzt für das betreffende Unternehmen den Anwendungsbeginn der 
Regelungen des HGB voraus.“ Entsprechendes muss für § 107 AktG gelten, für § 
107 Absatz 4 Satz 1 AktG und auch für das sog. Direktinformationsrecht nach § 
107 Absatz 4 Satz 4 – 6 AktG, das an den „Prüfungsausschuss nach Absatz 3 Satz 
2“ anknüpft. 
 

10.2 Kompetenzzuweisung an den Aufsichtsrat 
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Gemäß Artikel 3 Nr. 3 des Referentenentwurfs wird § 111 Absatz 2 Satz 4 AktG 
gestrichen. Dieser besagt, dass der Aufsichtsrat „…eine externe inhaltliche Über-
prüfung der nichtfinanziellen Erklärung oder des gesonderten nichtfinanziellen Be-
richts (§ 289b des Handelsgesetzbuchs), der nichtfinanziellen Konzernerklärung 
oder des gesonderten nichtfinanziellen Konzernberichts (§ 315b des Handelsge-
setzbuchs) beauftragen“ kann. Auf Grund der vorgesehenen Streichung fehlt es 
auf Basis des Referentenentwurfs an einer Kompetenzzuweisung an den 
Aufsichtsrat zur Erteilung des Prüfungsauftrags an den Prüfer des Nachhal-
tigkeitsberichts. Diese sollte sich, wie aktuell, aus § 111 Absatz 2 AktG ergeben, 
zumal die Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts keineswegs durch den Abschluss-
prüfer erfolgen muss (vgl. § 324e Absatz 2 HGB-E) und in diversen aktienrechtli-
chen Vorschriften künftig zwischen dem Abschlussprüfer zum einen und dem Prü-
fer des Nachhaltigkeitsberichts zum anderen differenziert wird (z.B. § 30 Absatz 1 
Satz 1 AktG-E, § 119 Absatz 1 Nummer 5 AktG-E). Dies sollte auch für § 111 
Absatz 2 AktG gelten. 
 
11. Erfüllungsaufwand begrenzen 
 
Im Referentenentwurf wird hinsichtlich des Erfüllungsaufwands darauf verwiesen, 
dass sich auf EU-Ebene bereits erhebliche Entlastungen gegenüber dem Status 
quo durch das Omnibus-Entlastungspaket abzeichnen. Der Effekt dieser Entlas-
tungen, namentlich die Einführung eines Schwellenwerts von 1.000 Mitarbeiten-
den sowie die dauerhafte Beschränkung auf eine begrenzte Prüfungssicherheit 
sollen den jährlichen Erfüllungsaufwand von ursprünglich 1,7 Mrd. EUR auf 
rund 430 Mio. EUR senken. Dass die Kosten gegenüber dem ursprünglichen Ge-
setzentwurf nun niedriger ausfallen, zeigt, dass die Omnibus-Maßnahmen erste 
Wirkung entfalten. 
 
Insgesamt ist der Aufwand für die Unternehmen aber immer noch zu niedrig ge-
schätzt – insbesondere der Implementierungsaufwand, der laut brancheneigenen 
Erhebungen bis zu 25-fach höher liegt als von der Bundesregierung angenommen. 
 
Für eine verlässliche und verhältnismäßige Regulierung ist ein belastbares, reali-
tätsnahes Verfahren zur Aufwandsschätzung erforderlich. Die Implementierungs-
kosten übersteigen die laufenden Betriebskosten deutlich. Ziel politischer Maß-
nahmen sollte daher nicht nur der Abbau bestehender Bürokratie sein, sondern 
insbesondere die frühzeitige Vermeidung zusätzlicher bürokratischer Anforde-
rungen sein. Um eine ausgewogene und verhältnismäßige Kosten-Nutzen-Bilanz 
sicherzustellen, ist ein robustes und realitätsnahes Verfahren zur Aufwandsschät-
zung im Gesetzgebungsprozess zwingend erforderlich 
 
 
Berlin, den 21. Juli 2025 
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